
Tage später richtete er einen Aufruf an alle Bürger der 
Sowjetrepubliken und gab darin die Bildung der Be­
schwerdebüros und das Verfahren für die Aufsetzung 
und Einreichung von Beschwerden bekannt. Schließlich 
erging die Verordnung über die örtlichen Abteilungen 
des Zentralen Beschwerde- und Eingabenbüros.

Diese gesetzgeberischen Akte legten die weitgehenden 
Rechte der Beschwerdeführer sowie Pflichten und recht­
liche Stellung der Beschwerdebüros fest.

Auf Grund des Art. 1 der Verordnung vom 4. Mai 
1919 steht ausnahmslos allen Bürgern der Sowjet­
republiken das Beschwerderecht zu. Sie können ihre Be­
schwerden persönlich, sowohl mündlich als auch schrift­
lich, oder durch die Post einreichen. Die mündliche Be­
schwerde muß im Beschwerde- und Eingabenbüro 
niedergeschrieben, dem Beschwerdeführer vorgelesen 
und von ihm unterschrieben werden. Art. 10 der Ver­
ordnung besagt, daß den Beschwerdeführern keine 
Nachteile drohen, es sei denn, daß ihre Eingaben und 
Beschwerden böswilligen, lügnerischen und verleumde­
rischen Charakter tragen. Gebühren werden für die 
Tätigkeit der Beschwerden- und Eingabenbüros nicht 
erhoben. Das Recht der Beschwerde steht gemäß Art. 5 
nicht nur den Betroffenen, sondern auch solchen Perso­
nen und Institutionen zu, die keinen Nachteil durch die 
Handlungen, gegen die die Beschwerde gerichtet ist, 
erfahren haben.

Die Beschwerdebüros errangen sich große Autorität 
unter den Sowjetbürgern. Sie lenken die Aufmerksam­
keit der Staatlichen Organe auf die Beschwerden und 
Eingaben der Bürger und spielen eine wichtige Rolle 
bei der Sicherung der sozialistischen Gesetzlichkeit.

So schuf Stalin die Bedingungen dafür, daß die Be­
schwerden und Eingaben der Werktätigen zu einer der 
Formen wurden, in denen die politische Aktivität der 
Massen zum Ausdruck kommt. Mit der Entfaltung der 
Kritik der Volksmassen an der Routine und an dem 
Bürokratismus des Staatsapparates wurde es dem 
Volkskommissariat für Staatliche Kontrolle möglich, die 
Fehler und Mängel in der Arbeit des Staatsapparats 
aufzudecken und mit ihrer Wurzel zu beseitigen.

II
Aus diesen Methoden und Erfahrungen des Sowjet­

staats gilt es auch für uns, die notwendigen Schluß­
folgerungen zu ziehen. Ausgehend von der sowjetischen 

- Verwaltungsrechtswissenschaft lassen sich für die 
Rechtsinstitute der Beschwerde und der Eingabe fol­
gende Grundsätze festlegen2 *):

1. Beschwerde und Eingabe sind Erklärungen, die in 
mündlicher oder schriftliche- Form abgegeben werden.

2. Als Beschwerde wird diejenige Eingabe bezeichnet, 
die sich gegen bestimmte Maßnahmen eines staatlichen 
Organs oder eines Angestellten eines staatlichen Organs 
richtet, durch die sich der betreffende Bürger, der die 
Eingabe einreicht, beschwert fühlt und deren Auf­
hebung oder Abänderung er begehrt.

Gegenstand der Eingabe kann jede vom Standpunkt 
des die Eingabe Einreichenden aus negative Erschei­
nung sein, die sich in der Tätigkeit des Staatsapparates 
oder eines Angestellten dieses Apparates zeigt — un­
abhängig davon, ob dadurch die persönlichen Rechte 
desjenigen, der die Eingabe einreicht, verletzt sind oder 
nicht. Gegenstand der Eingabe können darüber hinaus 
auch Vorschläge oder Anfragen an ein staatliches Organ 
sein, ohne daß zugleich die Arbeitsweise dieses Organs 
oder eines seiner Angestellten kritisiert werden soll.

3. Der Kreis derjenigen, die berechtigt sind, Eingaben 
und Beschwerden einzureichen, ist nicht begrenzt. Alle 
Bürger, Gruppen und Organisationen von Bürgern wie 
auch Institutionen, Betriebe oder Amtspersonen können 
Eingaben oder Beschwerden Vorbringen.

4. Beschwerden und Eingaben können zu jeder Zeit 
und bei jedem Organ eingereicht werden; denn man 
kann bei den Bürgern nicht eine ins einzelne gehende 
Kenntnis der sachlichen und funktionellen Zuständig­
keit der verschiedenen Staatsorgane voraussetzen. Na­
türlich wird ihre Bearbeitung rascher geschehen, wenn

2) vgl. auch Dawidowiez, a. a. O. Sp. 243, und Studenikln.
Wlassow, Jewtichijew, „Sowjetisches Verwaltungsrecht“, Allge­
meiner Teil, Berlin 1954, S. 277 ff.

der Bürger sich sofort an dasjenige Organ wendet, zu 
dessen Wirkungsbereich die aufgeworfene Frage gehört.

Kann die vom Bürger in Anspruch genommene 
Dienststelle die Eingabe oder Beschwerde nicht beant­
worten, so muß sie diese unverzüglich an diejenige 
Dienststelle weiterleiten, die in der Lage ist. die Ein­
gabe oder Beschwerde sachgemäß zu bearbeiten. Die 
Abgabe darf jedoch nicht mit dem formalen Vermerk 
„zuständigkeitshalber“ geschehen, sondern sie muß so 
vorgenommen werden, daß der Grund des Weiterleitens 
sofort erkennbar ist. Soweit dies möglich ist, soll das 
abgebende Organ seine eigene Stellungnahme zu der 
Beschwerde auf dem Begleitschreiben zum Ausdruck 
bringen. Der Beschwerdeführer muß in jedem Falle 
eine begründete Abgabenachricht erhalten. Alle staat­
lichen Organe sollten bei der Prüfung von Beschwerden 
an die Worte Lenins denken, daß „die Beschränkung 
auf nichtssagende Antwortschreiben und Weiterleitung 
an andere Institutionen nichts anderes bedeutet, als 
Großzüchtung des Amtsschimmels und Vergeudung 
von Papier“3).

5. Beschwerden und Eingaben der Bevölkerung sind 
schnell und gewissenhaft zu bearbeiten.

Im Hinblick auf die große Bedeutung der Eingaben und 
Beschwerden der Werktätigen trifft die persönliche 
Verantwortung für ihre Prüfung den jeweiligen Leiter 
der Dienststelle. Zugleich werden für die jeweiligen 
Ebenen der staatlichen Verwaltung die Fristen für die 
Bearbeitung von Eingaben und Beschwerden festgelegt; 
jede Verzögerung der Bearbeitung ist eine Verletzung 
der demokratischen Gesetzlichkeit.

6. Repressivmaßnahmen der Verwaltung gegen den 
Beschwerdeführer sind angeschlossen. Wird durch eine 
Eingabe der Tatbestand der Beleidigung erfüllt, so 
trifft ihren Verfasser die strafrechtliche Verantwortung.

Trotz dieser präzisen Vorschriften bestehen innerhalb 
des Justizapparates immer noch Unklarheiten über die 
Bedeutung von Beschwerden und Eingaben. Wie sich 
aus den Analysen der Justizverwaltungsstellen ergibt, 
haben noch nicht alle Mitarbeiter begriffen, daß Be­
schwerden und Eingaben der Bürger Formen sind, in 
denen sich die Einbeziehung der Massen in die Leitung 
des Staates verwirklicht. Auch die Kreisgerichtsdirekto­
ren unterschätzen mitunter die Bedeutung der Eingaben 
der Bürger. Sie neigen dazu, in dem Beschwerdeführer 
nur einen Querulanten zu sehen, der seine persönlichen 
Vorteile durchsetzen will, und nicht selten fühlen sie 
sich durch die Kritik der Bürger persönlich angegriffen. 
Es gibt in der Justizverwaltung auch Dienststellenleiter, 
die sich scheuen, die Eingabe eines Bürgers als Be­
schwerde nach der Verordnung vom 6. Februar 1953 an­
zusehen und zu melden. Sie glauben, daß es sich für sie 
selbst nachteilig auswirkt, wenn sie eine zu große An­
zahl Beschwerden melden. Diese Auffassung ist falsch. 
Die Häufung von Beschwerden gleicher Art und 
gleichen Inhalts bei einer Dienststelle beweist zwar 
nicht selten, daß auf einem bestimmten Gebiet 
mangelhafte Arbeit geleistet wird. Die Maßnahmen, die 
daraufhin eingeleitet werden, sollen aber dazu führen, 
daß die Arbeit der betreffenden Dienststelle verbessert 
wird; sie tragen also den Charakter der Hilfe und 
Unterstützung. Aus der Häufung von Beschwerden auf 
einem bestimmten Arbeitsgebiet können auch unter 
Umständen Schlußfolgerungen für die gesamte Justiz­
arbeit in der Deutschen Demokratischen Republik ge­
zogen werden. Wie wichtig dabei die sofortige Beach­
tung von Beschwerden ist, zeigt ein bereits von B e n ­
j a m i n  geschilderter Fall, in dem eine im Ministerium 
der Justiz mündlich vorgetragene Beschwerde zur Ent­
larvung eines Agenten beim Kreisgericht Oranienburg 
führte4).

III
Daß die Verordnung über die Prüfung von Vorschlä­

gen und Beschwerden der Werktätigen noch zuwenig 
beachtet wird, beweist auch die Tatsache, daß im
III. Quartal 1954 sechs Kreisgerichie im Bezirk Dresden 
ihre Berichtspflicht gegenüber der Justizverwaltungs-

3) Zitiert in dem Aufsatz „Die Leninschen Prinzipien der 
Arbeit des Staatsapparates und die Aufgaben zu seiner Ver­
vollkommnung“, RID 1954 Nr. 11 Sp. 303 ff. (315).

4) NJ 1954, S. 679.
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